Rollenspiel „Europa in Deiner Stadt“
Hinweise für Fraktion Blau
Die Fraktion:

ist bei uns die stärkste Fraktion und hat bis zu 16 Sitze (ca. 40% aller Sitze). Die „Blauen“ gehören zu einer großen Volkspartei, die sich in den letzten Jahren verstärkt jungen Menschen geöffnet hat. Viele Abgeordnete sind selber noch recht jung und haben ein offenes Ohr für die Belange von Jugendlichen. Als Mehrheitsfraktion hat Blau eine wichtige Aufgabe: die Gruppe muss in der Vorbereitungsphase eine Beschlussvorlage für das „Aktionsprogramm“ erstellen. Hierzu gibt es einen Entwurf, der diesen Unterlagen beiliegt. Blau kann und sollte diesen allerdings an einigen Stellen ergänzen, die Bestimmungen konkret auf die Situation vor Ort anpassen und kann darüber hinaus natürlich alle Punkte streichen, ändern oder ergänzen, wenn sie das möchte. Natürlich können auch neue Ansätze hinzugefügt werden. Allerdings muss darauf geachtet werden, dass die Ziele tatsächlich von der Stadt beeinflusst und realisiert werden können. Seid kreativ, ohne die Realisierungschancen völlig aus den Augen zu verlieren! Und bleibt im Zeitrahmen: ihr müsst die Beschlussvorlage bereits vor dem Aktionstag den anderen Fraktionen zur Verfügung stellen!
Aufgaben im Vorfeld:

Bei der konstituierenden Fraktionssitzung (Vorbereitungsphase) sind folgende Aufgaben auszuführen:

· Wahl eines Fraktionsvorsitzenden und eines Stellvertreters (diese leiten die Sitzungen, führen die Fraktion und sind für die Gesamtgestaltung der Beschlussvorlage zuständig)

· Bildung von vier Arbeitskreisen, die sich um jeweils eines der vier Schwerpunktthemen des Aktionsprogramms kümmern: 1. jugendgerechter Arbeitsmarkt, 2. Allgemeine und berufliche Bildung, 3. Berufs- und Familienleben, 4. Politische Mitwirkung von Jugendlichen in der Kommune.

Im Vorfeld des Aktionstags arbeitet Blau an der vorgelegten Beschlussvorlage und kann Passagen ändern, streichen oder ergänzen. Dazu tagt die Fraktion in den vier Arbeitsgruppen getrennt und überlegt sich, wie die jeweiligen Schwerpunkte des Jugendpakts vor Ort optimal verwirklicht werden können. 

Nachdem die einzelnen Arbeitsgruppen getagt haben, muss Blau eine Gesamtstrategie entwickeln und das geänderte Aktionsprogramm ausformulieren. Dieses sollte dann mindestens in dreifacher Ausfertigung (für jede Fraktion eine, evtl. noch eine Version für die Journalisten) hergestellt werden und diesen vor dem Aktionstag vorgelegt werden. 
Aufgaben am Aktionstag:

Nach der Rede des externen Gasts im Parlament ist der/die Fraktionsvorsitzende von Blau gefragt und stellt die Beschlussvorlage für das Aktionsprogramm vor. Dazu liest er/sie den zur Diskussion stehenden Text vor. Anschließend begründet er/sie das Aktionsprogramm bevor die anderen Fraktionen dazu Stellung nehmen. Sofern weitere Experten anwesend sind, werden diese zu ihrer Einschätzung der vorgeschlagenen Maßnahmen befragt. Blau muss im Folgenden versuchen, möglichst viele der eigenen Vorstellungen zu verwirklichen und ein Programm zu schreiben, das eine Mehrheit findet.
Originaltext: Europäischer Pakt für die Jugend

Vor dem Hintergrund der Bevölkerungsalterung in Europa muss nach Auffassung des Europäischen Rates dafür gesorgt werden, dass der Jugend Europas ein Paket von Strategien und Maßnahmen zugute kommt, die sich voll und ganz in die Lissabonner Strategie einfügen. Der Pakt für die Jugend zielt darauf ab, die allgemeine und die berufliche Bildung, die Mobilität sowie die berufliche und soziale Eingliederung der europäischen Jugend zu verbessern und zugleich die Vereinbarkeit von Berufstätigkeit und Familienleben zu erleichtern. Der Pakt soll gewährleisten, dass alle auf diesen Gebieten einzuleitenden Initiativen aufeinander abgestimmt sind, und er soll den Ausgangspunkt für eine intensive und kontinuierliche Mobilisierung zugunsten der Jugend darstellen. Für seinen Erfolg bedarf es der Mitwirkung aller Beteiligten und in allererster Linie der nationalen, regionalen und örtlichen Jugendorganisationen sowie des Europäischen Jugendforums, der Gebietskörperschaften und der Sozialpartner.

Der Europäische Rat fordert die Union und die Mitgliedstaaten auf, sich im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten insbesondere im Rahmen der europäischen Beschäftigungsstrategie und der Strategie zur sozialen Eingliederung an folgenden Vorgaben zu orientieren:

Beschäftigung, Integration, sozialer Aufstieg

• Die politischen Maßnahmen zur dauerhaften Eingliederung Jugendlicher in den Arbeitsmarkt sollen im Rahmen des Programms "Voneinander Lernen" besonders beobachtet werden.

• Es soll ein Beschäftigungszuwachs bei Jugendlichen angestrebt werden.

• Im Rahmen der nationalen Politik zur sozialen Eingliederung sollen die Verbesserung der Lage besonders benachteiligter Jugendlicher, insbesondere der in Armut lebenden Jugendlichen, sowie die Initiativen zur Verhinderung des Schulabbruchs Vorrang haben.

• Die Arbeitgeber und die Unternehmen sollen aufgefordert werden, bei der beruflichen Eingliederung junger Menschen soziale Verantwortung walten zu lassen.

• Junge Menschen sollen ermutigt werden, Unternehmergeist zu entwickeln und sich als Jungunternehmer zu betätigen.

Allgemeine und berufliche Bildung, Mobilität

• Es ist dafür zu sorgen, dass die Kenntnisse den Bedürfnissen der wissensbasierten Wirtschaft gerecht werden und dafür ein gemeinsamer Grundstock von Fähigkeiten festgelegt wird;  in diesem Zusammenhang sollen die Anstrengungen vorrangig auf die Problematik des Schulabbruchs konzentriert werden.

• Die Möglichkeiten eines Studienaufenthalts in einem anderen Mitgliedstaat sollen ausgeweitet werden.

• Die Mobilität junger Menschen soll durch die Beseitigung von Hemmnissen für Praktikanten, Freiwillige und Arbeitnehmer und ihre Familien begünstigt werden.

• Für Forscher sind die laufenden Initiativen im Rahmen des Programms Marie Curie zu intensivieren.

• Zwischen den Mitgliedstaaten ist eine engere Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Transparenz und der Vergleichbarkeit beruflicher Qualifikationen sowie eine Anerkennung der nichtformalen und informellen Bildung herbeizuführen.

Vereinbarkeit von Berufs- und Familienleben

• Die Vereinbarkeit von Berufs- und Familienleben soll insbesondere durch die Ausweitung der Betreuungsmöglichkeiten für Kinder und die Konzipierung innovativer Modelle für die Arbeitsorganisation in der Weise gefördert werden, dass die Verantwortung zwischen den Partnern geteilt wird.

• Die Strategien zur Förderung der Kinderbetreuung sollen im Lichte der Debatte über das Grünbuch der Kommission zu den demografischen Veränderungen geprüft werden.
Hintergrund zum Europäischen Pakt für die Jugend

Der Europäische Pakt für die Jugend gehört zu den wichtigsten Instrumenten zur Förderung der Jugend in Europa in den nächsten Jahren. Mit seiner Hilfe soll Jugendlichen der komplizierte Übergang von Schule, Ausbildung und Studium hinein ins Berufsleben erleichtert werden. Darüber hinaus ruft er Jugendliche auf, sich aktiv am gesellschaftlichen Leben zu beteiligen und an der Lösung insbesondere ihrer eigenen Probleme und Belange mitzuwirken. Der Pakt wird nicht in Brüssel, Straßburg oder Luxemburg verwirklicht, sondern soll in den Mitgliedstaaten, in Regionen, Städten und Kommunen mit Leben gefüllt werden. Um ihre regionalen Projekte durchzuführen, können die Städte europäische Fördermittel beantragen, die hauptsächlich aus dem Europäischen Sozialfonds entnommen werden. Es ist sehr wichtig zu beachten, dass der Pakt kein Rechtsakt und keine gesetzliche Richtlinie der EU ist. Vielmehr muss er als ein Wegweiser für die Gestaltung der Jugendpolitik in den Mitgliedstaaten in den kommenden Jahren verstanden werden. 

Geschichte des Europäischen Paktes für die Jugend

Der Grundstein für den Europäischen Pakt für die Jugend wurde am 29. Oktober 2004 durch eine Initiative der Regierungschefs aus Deutschland, Frankreich, Schweden und Spanien gelegt. Mit dieser Initiative setzten sie sich für eine verstärkte Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit und die Verbesserung der Bildungschancen in Europa ein. Oberstes Ziel hierbei ist es, das Potenzial von Jugendlichen sinnvoll zu nutzen, da dies eine grundlegende Voraussetzungen für die Rückkehr zu anhaltendem und nachhaltigem Wachstum in Europa ist. Um diese Probleme zu lösen, schlugen die Regierungschefs in ihrer Initiative verschiedene Maßnahmen vor. 

Auf dem Treffen der Staats- und Regierungschefs am 22./23. März 2005 in Brüssel wurde der Europäische Pakt für die Jugend als eines der Instrumente zur Verwirklichung europäischer Jugendpolitik beschlossen.  

Er ist zudem ein Teil der erneuerten Lissabon Strategie. Diese wurde im März 2000 von den EU-Staats- und Regierungschefs beschlossen und setzt sich zum Ziel, die EU bis zum Jahr 2010 „zum wettbewerbsfähigsten und dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum der Welt zu machen“. Die dort festgesetzten Ziele wurden zunächst nicht erreicht und konsequenter Weise zur Halbzeit auf dem Frühjahrsgipfel vom 22. - 23. März  2005 überarbeitet. Künftig soll die Strategie stärker auf Wachstum und Beschäftigung sowie Vereinfachung und Engagement der Mitgliedstaaten ausgerichtet werden. 

Wie oben erwähnt soll die tatsächliche Umsetzung des Europäischen Pakts für die Jugend auf unterer Ebene erfolgen – so sieht es das so genannte „Subsidiaritätsprinzip“ vor. Dabei geht es insbesondere um eine bessere Vernetzung vorhandener Angebot, insbesondere der (Finanz-)Fonds, mit denen Jugendpolitik von der EU gefördert wird. Darunter fallen beispielsweise der Der Europäische Sozialfonds, das Programm „JUGEND“ (bis 2006) und „Jugend in Aktion“(2007-2013), das Programm „Integriertes Lebenslanges Lernen“, „Bürger/innen für Europa“, das „Rahmenprogramm für Wettbewerbsfähigkeit und Innovation“, und das „Marie-Curie-Programm“. 
Dokument für Arbeitgruppe 1: Beschäftigung, Integration, sozialer Aufstieg

Seit mehreren Jahren ist in Europa jeder 5. Jugendliche arbeitslos, in Deutschland liegt die Arbeitslosenrate der unter 25-Jährigen gegenwärtig bei 15 %. Grund genug, dass die dauerhafte Eingliederung Jugendlicher in den Arbeitsmarkt eine der höchsten Prioritäten des Pakts ist. Der Arbeitsmarkt soll ihnen auf eine speziell jugendgerechte Art und Weise geöffnet werden, damit der Einstieg in die Arbeitswelt schneller und unkomplizierter gelingt. Ein zusätzliches Problem ist die weit verbreitete Jugendarmut. 19% der Jugendlichen in Europa leben im Armutsrisiko. Das ist ein noch höherer Wert als bei den Erwachsenen, bei denen dieser Wert 12% beträgt
. Eine Verbesserung dieser erschreckenden Statistik ist ein äußerst wichtiges Anliegen der EU und aller Beteiligten in den nächsten Jahren.
Hier sind einige Vorschläge unsererseits zur Lösung dieser sehr komplizierten Aufgaben:

· Stärkung der Kooperation zwischen Schulen und Unternehmen durch Projekttage, Schnupperpraktika in Unternehmen und berufsorientierte Vorbereitungskurse

· Jugendgemäße Beratung und Betreuung durch die Agentur für Arbeit

· Sensibilisierung für das Problem `Jugend und Armut` in Zusammenarbeit mit den Sozial- und Wohlfahrtsverbänden der Region 

· Weitere Stichpunkte in diesem Themenfeld sind z.B. die Förderung von benachteiligen Menschen; gerechtere Entlohnung von Lehrlingen und Praktikanten; Abbau von Diskriminierung von Jugendlichen im Arbeitsalltag; Förderung von speziellen Maßnahmen für berufstätige Frauen

Tipps für das Aktionsprogramm:

· Überlegt Euch, was es in Eurem Ort schon gibt und was noch fehlt.

· Manches vorhandene Angebot ist nett gemeint, in der Praxis für Jugendliche aber nicht nutzbar? Macht einen besseren Vorschlag!

· Wo könnte mit wenig Aufwand viel erreicht werden?

· Was müsste unbedingt in Eurem Ort passieren , um diese Ziele zu erreichen?

· Was kann Euer Ort überhaupt leisten? Die Höhe von Steuern und Sozialabgaben kann er jedenfalls nicht beeinflussen.

Dokument für Arbeitgruppe 2.: Allgemeine und berufliche Bildung, Mobilität

Jedes Jahr sind zu viele Schulabbrecher, zu wenige Lehrstellen und ein zu knappes Angebot von Studienplätzen dafür verantwortlich, dass Jugendliche noch vor ihrem ersten Schritt ins Berufsleben in das gesellschaftliche Abseits gestellt werden. Die Rate der Schulabbrecher in Europa soll bis zum Jahr 2010 auf 10 % reduziert werden. Dies ist eine gewaltige Herausforderung, die eine enge Zusammenarbeit aller Beteiligten erfordert. Auch die Unternehmen müssen eine größere Verantwortung in der Bereitstellung von Lehrstellen übernehmen, indem sie es sich als Ziel setzen, jedem arbeitswilligen Jugendlichen eine Stelle anbieten zu können.

Generell sollten Jugendliche ermutigt werden, Praktika und Auslandsaufenthalte vor und während des Studiums zu absolvieren, um sich schon in jungen Jahren als Persönlichkeit zu entwickeln.  Zusammenfassend fordert der Pakt also, dass Jugendliche besser auf die Anforderungen der heutigen Wirtschaft vorbereitet werden, indem sie für eine flexiblere Einsatzbereitschaft sowohl im regionalen als auch fachlichen Bereich geschult werden. 

Mögliche Wege diesen großen Herausforderungen gerecht zu werden sind unserer Meinung nach:

· Entwicklung von Maßnahmenkatalogen in Zusammenarbeit zwischen Schülern, Lehrern und Schulverwaltungen zur Reduzierung der Zahl von Schulabbrechern

· Intensivere Vorbereitung der Jugendlichen auf die Bewerbungsverfahren

· eine konkrete öffentliche Unterstützung der Mobilität von Jugendlichen durch Auslandsaufenthalte und Praktika in Partnerstädten

· Weitere Stichpunkte hierbei sind z.B. eine größere Transparenz im Bereich des Angebots von Ausbildungsplätzen der regionalen Unternehmen; verbesserte Studienberatung durch eine noch engere Kooperation von Schulen und Universitäten; gezielte Förderung von Lernschwachen und Hochbegabten

Tipps für das Aktionsprogramm:

· Überlegt Euch, was es in Eurem Ort schon gibt und was noch fehlt.

· Manches vorhandene Angebot ist nett gemeint, in der Praxis für Jugendliche aber nicht nutzbar? Macht einen besseren Vorschlag!

· Wo könnte mit wenig Aufwand viel erreicht werden?

· Was müsste unbedingt in Eurem Ort passieren, um diese Ziele zu erreichen?

Dokument für Arbeitgruppe 3: Vereinbarkeit von Berufs- und Familienleben

Gleitzeitarbeit, Telearbeit sowie Mutterschafts- und Elternurlaub sind moderne Formen der Arbeit, bzw. einem Kompromiss von Arbeit und Familie um vor allem jungen Erwachsenen den Eintritt ins Berufsleben zu erleichtern. Leider ist die Durchsetzung dieser und anderer Instrumente in vielen Teilen der EU noch keine Selbstverständlichkeit. Mit dem Pakt können Impulse ausgelöst werden, die diese und andere Arbeitsmodelle noch stärker ins Bewusstsein von Unternehmen,  öffentlichen Verwaltungen und jugendlichen Arbeitnehmern bringen. Bei diesem Schwerpunkt geht es vor allem darum, mit welchen regionalen Ressourcen, Ideen und Möglichkeiten die Vereinbarkeit von Berufs- und Familienleben gesichert wird.

Die Überlegungen könnten unserer Meinung nach, neben den oben genannten Modellen, in folgende Richtungen gehen:

· Schaffung von innovativen Methoden der Kinderbetreuung wie z.B. der Einrichtung von Unternehmenskindergärten, Einsatz von Senioren zur Kinderbetreuung und kommunal organisierte Babysittertauschbörsen 

· Einrichtung einer Beratungsstelle im Rahmen der Agentur für Arbeit um jugendliche Arbeitnehmer speziell in berufsbedingten Konfliktsituationen weiterzuhelfen

· Weitere Punkte in diesem Bereich sind u.a. öffentliche Aufklärungskurse über Unterstützungsmöglichkeiten für junge Familien; noch mehr Flexibilität bzgl. der Arbeitszeiten von Seiten der Unternehmen

Tipps für das Aktionsprogramm:

· Überlegt Euch, was es in Eurem Ort schon gibt und was noch fehlt.

· Manches vorhandene Angebot ist nett gemeint, in der Praxis aber nicht nutzbar? Macht einen besseren Vorschlag!

· Wo könnte mit wenig Aufwand viel erreicht werden?

· Was müsste unbedingt in Eurem Ort passieren, um diese Ziele zu erreichen?

Dokument für Arbeitgruppe 4: Stärkung des gesellschaftlichen Engagements von Jugendlichen

Aussagen wie „Ich kann ja doch nichts verändern“ und „Warum wählen gehen, wenn meine Stimme eh nicht zählt“ sind unter Jugendlichen sehr häufig zu hören. Auch das Überangebot von Informationen in den Medien trägt zur politischen Orientierungslosigkeit und zum allgemeinen Desinteresse der Jugendlichen bei. Es sollte mehr Projekte geben, in denen Jugendliche sich aktiv innerhalb ihrer Stadt oder Gemeinde am politischen Leben beteiligen können. Deswegen muss sich jeder seiner Verantwortung bewusst sein, durch attraktivere Angebote Jugendliche dazu zu bringen sich stärker in den politischen Entscheidungsprozess einzumischen. Der Europäische Pakt für die Jugend ist ein erneuter Anlauf in diesem  Zusammenhang. 

Unserer Meinung nach könnten folgende Vorschläge zu einer erfolgreichen Problemlösung führen:

· Kritische Beleuchtung der eigenen schulischen Mitbestimmungskriterien 

· Städtischer Maßnahmenkatalog zur Stärkung des Jugendengagements 

· Senkung des allgemeinen Wahlrechts auf 16 Jahre und eine intensive Betreuung der Erstwähler 

· Stärkung des Mitspracherechts von Jugendlichen in der Stadtversammlung durch Vertreter der Schul- und Verbandsjugend

· Mehr Raum für die Stimme der Jugend in den Medien und ein größeres Angebot von speziellen Jugendseiten in Zeitungen

· Aufstellen eines Informationskastens am Rathaus oder anderen öffentlichen Einrichtungen mit der Bekanntgabe von regionalen Veranstaltungen und Hinweisen für Jugendliche

· Verstärktes Engagement von freien Trägern und Städten bei der Gewinnung von EU-Fördermitteln für Jugendprojekte

· Dialog mit dem Bürgermeister um verschiedene jugendrelevante Mottojahre ins Leben zu rufen, die vor Ort Jugendprobleme ein Jahr lang thematisieren

Tipps für das Aktionsprogramm:

· Überlegt Euch, ob auf vorhandenen Strukturen aufgebaut werden kann.

· Die vorhandenen Angebote sind nett gemeint, in der Praxis für Jugendliche aber nicht nutzbar? Macht einen besseren Vorschlag!

· Welche Form der politischen Mitwirkung für Jugendliche fändet Ihr gut?

� Quelle: Tagung des Europäischen Rates, Brüssel, 22./23. März 2005, Schlussfolgerungen des Vorsitzes


� Die EU definiert das „Armutsrisiko“ als die Schwelle, bei der das Nettoeinkommen 60% des ortsüblichen Einkommens unterschreitet
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